
der Deutschen Demokratischen Republik, sondern 
waren zugleich ein Zeichen für die Festigkeit der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung, die einen so 
weitgehenden Gnadenakt ermöglichte. Mit dem Ab­
schluß der Verfahren gegen solche Täter, die sich vor 
dem 8. Mai 1945 nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 
und der Kontrollratsdirektive Nr. 38 strafbar gemacht 
haben, ist für das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik ein klarer und endgültiger Schlußstrich unter 
ein beschämendes Kapitel der deutschen Geschichte 
gezogen worden. Gerade auf diesem Gebiet haben die 
Gerichte in engster Zusammenarbeit mit der Volks­
polizei einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung ge­
ordneter demokratischer Rechtsverhältnisse in der 
Deutschen Demokratischen Republik geleistet.

Im Strafvollzug ist es im zurückliegenden Jahre ge­
lungen, die Frage des Arbeitseinsatzes von Straf­
gefangenen zu lösen.

Mit der Gründung der Zentralen Richterschule der 
Deutschen Demokratischen Republik, in der vier­
hundert Schüler in zweijähriger Ausbildungszeit zu 
Richtern, Staatsanwälten und Rechtsanwälten heran­
gebildet werden sollen, ist ein bedeutsamer Schritt auf 
dem Wege zur weiteren Qualifizierung des juristischen 
Nachwuchses in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik getan worden.
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d e r N a t i o n a l e n F r o n t
Faßt man die Tätigkeit der Regierung und die Ent­

wicklung der Deutschen Demokratischen Republik im 
Verlauf des einen Jahres zusammen, so ist festzustellen, 
daß die friedliebenden demokratischen Kräfte gestärkt 
worden sind, daß die antifaschistisch-demokratische 
Ordnung gefestigt worden ist und daß die Regierung 
gewissenhaft ihre Versprechungen erfüllt hat. Das 
Geheimnis dieses Erfolges sind zwei Tatsachen: Es ist 
die heroische und beispielgebende Leistung der 
Aktivisten, die durch ihre Arbeit erst die Voraus­
setzungen für die Durchführung der Regierungsmaß­
nahmen zur Verbesserung unseres Lebens geschaffen 
haben. Es ist zweitens die Tatsache, daß sich auf der 
Grundlage der Einheit der Arbeiterklasse eine enge 
und verantwortungsbewußte Zusammenarbeit der 
politischen Parteien und Massenorganisationen er­
geben hat, die in den Grundfragen der Nation keine 
Meinungsverschiedenheit kennt.

Der Block der antifaschistisch-demokratischen Par­
teien wird allen bewußten Lügen entgegen aus der 
großen Volkswahl am 15. Oktober 1950 noch fester, 
noch stärker und noch entschlossener hervorgehen, um 
in gemeinsamer Arbeit der weiteren fortschrittlichen

Entwicklung unseres Volkes den Weg zu ebnen. Wir 
haben in der Deutschen Demokratischen Republik das 
zänkische Nebeneinander der Parteien des bürger­
lichen Parlamentarismus weit hinter uns gelassen. Wir 
haben eine höhere Form entwickelt, in der ein grund­
sätzlich neues Prinzip zum Durchbruch gelangt ist. Es 
ißt das Prinzip der historischen Verpflichtung der 
demokratischen Parteien und Massenorganisationen zur 
Zusammenarbeit auf der Linie des Fortschritts.

Eine der letzten und für die Zukunft unseres Landes 
entscheidende Tat der Regierung war ihr Beschluß, den 
Fünfjahrplan, der ihr von der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands unterbreitet worden war, der 
Volkskammer vorzulegen. Der Fünfjahrplan wird die 
Grundlage der Arbeit der Regierung und des ganzen 
Volkes für die nächsten fünf Jahre sein. Durch ihn 
wird sich die Industrieproduktion gegenüber 1936 ver­
doppeln, die Löhne werden um 16 bis 20% erhöht 
werden, die Preise für Bedarfsgüter und Nahrungs­
mittel werden um weitere 20% gesenkt werden und 
schon 1952 das Friedensniveau erreichen. Es wird sich 
ein weiter steigender Wohlstand in der Deutschen 
Demokratischen Republik entfalten, ohne Verschul­
dung und ohne Verlust der Freiheit.

Dieser Fünf jahrplan bringt den wahren Sinn der 
Friedenspolitik der Deutschen Demokratischen Repu­
blik zum Ausdruck. Seine Verwirklichung wird bei­
spielgebend für Westdeutschland und deshalb auf das 
engste mit der Verstärkung des nationalen Wider­
standes im Westen Deutschlands verbunden sein. Weil 
durch seine Verwirklichung die gesamte politische 
Konzeption der imperialistischen Kräfte der West­
mächte und Westdeutschlands zunichte gemacht wird, 
die von Westdeutschland her mit Hilfe deutscher 
Divisionen den dritten Weltkrieg starten wollen, fürch­
ten sie den Fünf jahrplan. Deshalb versuchen sie, Ver­
wirrung in die deutsche Bevölkerung zu tragen und 
durch verleumderische Gerüchte deren überwältigen­
des Bekenntnis zum Wahlprogramm der Nationalen 
Front, das zugleich das Arbeitsprogramm der künftigen 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
sein wird, zu beeinträchtigen.

Diese Versuche werden aber mißlingen. Die Volks­
wahlen am 15. Oktober 1950 werden zu einem Siege 
der gemeinsamen Kandidatenlisten der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland werden.

Tue jeder seine Pflicht und setze jeder seine ganze 
Kraft ein für den Sieg der Nationalen Front am 
15. Oktober 1950, für die Festigung und Sicherung 
unserer antifaschistisch-demokratischen Ordnung, gegen 
ihre Feinde, für die Fortsetzung des so erfolgreich 
begonnenen friedlichen Weges, für den Kampf um den 
Frieden, um die Einheit Deutschlands und um den 
Aufbau einer Friedenswirtschaft in ganz Deutschland.

Da die Potsdamer Beschlüsse der völligen Einmütigkeit der Alliierten 
entsprungen sind, bilden sie das wesentlichste und entscheidendste 
Dokument internationaler Abmachungen über die Gestaltung des 
Deutschlandproblems. Wenn die Deutschen die ihnen in den Potsdamer 
Beschlüssen auferlegten Verpflichtungen anerkennen, haben sie auch 
einen völkerrechtlichen Anspruch auf die ihnen gegebenen Zusiche­
rungen. Wir bestehen also nach wie vor auf der Durchführung der 
Potsdamer Beschlüsse und erheben sie zu unserem unabdingbaren 
nationalen Anspruch.

Otto Grotewohl
Aus dem Referat des Ministerpräsidenten auf dem III. Parteitag 

der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands
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